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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Jahresrückblick 2019: Rechtsordnung

Die innere und äussere Sicherheit der Schweiz war der Themenkomplex des Kapitels
Rechtsordnung, der im Jahr 2019 – gemessen an der Anzahl Zeitungsartikel in den
jeweiligen Bereichen – deutlich am meisten Medienaufmerksamkeit generierte. Es
stand zum einen die Frage im Raum, wie die Schweiz mit Schweizer Dschihadistinnen
und Dschihadisten – sowohl mit den in die Schweiz zurückgekehrten als auch mit den
im Ausland verbliebenen – umgehen sollte. Während im Februar das erste
Gerichtsurteil gegen Schweizer Dschihad-Rückkehrende, zwei minderjährige
Geschwister aus Winterthur, ausgesprochen wurde, verkündete der Bundesrat im März,
Schweizer IS-Kämpferinnen und -Kämpfer nicht aktiv in die Schweiz zurückholen zu
wollen, sondern sie vor Ort der Strafverfolgung zu überlassen. Zum anderen erhitzte die
Debatte darüber, ob die Schweiz ausländische Dschihadistinnen und Dschihadisten
auch in Folterstaaten ausliefern sollte, die Gemüter. Hier trafen mit der öffentlichen
Sicherheit in der Schweiz und der Wahrung der Grundrechte (insbesondere des aus
dem zwingend-völkerrechtlichen Folterverbot abgeleiteten Non-Refoulement-Gebots)
zwei gewichtige Rechtsgüter frontal aufeinander. Während das Parlament der
öffentlichen Sicherheit mehr Gewicht beimass und die entsprechende Motion (Mo.
16.3982) an den Bundesrat überwies, bleibt abzuwarten, wie der Bundesrat dieser
Forderung nachkommen wird, ohne das zwingende Völkerrecht zu verletzen.

Zur Stärkung der öffentlichen Sicherheit widmete sich der Bundesrat im Jahr 2019 auch
weiterhin der Terrorismusprävention im Inland. So unterbreitete er dem Parlament mit
den Botschaften zum Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung des
Terrorismus (PMT) sowie zum Bundesgesetz über Vorläuferstoffe für explosionsfähige
Stoffe zwei weitere grosse Projekte zur Umsetzung der Strategie der Schweiz zur
Terrorismusbekämpfung. Mit dem Vorläuferstoffegesetz soll der Zugang zu bestimmten
chemischen Substanzen erschwert werden, die durch Missbrauch gravierenden
Schaden verursachen können. Damit soll verhindert werden, dass Terroristinnen und
Terroristen diese Stoffe zur Herstellung von Sprengstoff einfach in der Schweiz
beschaffen können, während ihr Handel in der EU strenger reglementiert ist. Das PMT
soll derweil der Polizei neue Instrumente zum Umgang mit terroristischen
Gefährderinnen und Gefährdern an die Hand geben, die vor, nach oder ergänzend zu
einem Strafverfahren angewandt werden können. Um die Gefährdung durch
radikalisierte Personen zu mindern, sollen diese vom terroristischen Umfeld
ferngehalten, an der Ausreise in ein Konfliktgebiet gehindert sowie, wenn nötig, in
ihrem Bewegungsradius eingeschränkt werden.

Eine weitere wichtige Vorlage im Bereich der inneren Sicherheit war 2019 zweifellos die
Übernahme der EU-Waffenrichtlinie und die damit einhergehende Verschärfung des
Schweizer Waffenrechts. Auf das im Januar zustande gekommene Referendum folgte
ein mehrmonatiger, emotionaler Abstimmungskampf, der die Medienberichterstattung
in den für das Kapitel Rechtsordnung relevanten Themen in der ersten Jahreshälfte
dominierte. Während für die Befürworterseite klar war, dass die – bereits mit einer
Ausnahmeregelung für die Schweiz versehene und daher insgesamt moderate –
Richtlinie übernommen werden müsse, um die Schweizer Mitgliedschaft bei
Schengen/Dublin nicht zu gefährden, sah die Gegnerschaft durch das
«Entwaffnungsdiktat der EU» – so ihr Slogan – die Schweizer Freiheit und Identität
substanziell bedroht. Am 19. Mai 2019 stimmte das Schweizer Stimmvolk der Übernahme
der EU-Waffenrichtlinie mit 63.7 Prozent (bei einer Stimmbeteiligung von 43.9%)
schliesslich deutlich zu. Gemäss der nachfolgenden VOTO-Analyse fusste der Vorsprung
des Befürworterlagers vor allem auf jenen Stimmberechtigten, die eine Verschärfung
des Schweizer Waffenrechts zwar nicht unbedingt für notwendig hielten, aber
Schengen/Dublin nicht aufs Spiel setzen wollten.

Ein weiteres 2019 lanciertes Referendum richtete sich gegen das E-ID-Gesetz, das im
September von den eidgenössischen Räten verabschiedet worden war.
Hauptkritikpunkt am neuen Gesetz war, dass die E-ID von privaten Anbietern und nicht
vom Staat herausgegeben werden soll. Das Referendumskomitee um die «Digitale
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Gesellschaft» und die Kampagnenplattformen «Wecollect» und «Campax», unterstützt
von der SP und den Grünen, begann im Oktober mit der Unterschriftensammlung.
Weitere grosse Gesetzgebungsprojekte, die 2019 vorangetrieben wurden, sind die
Totalrevision des Datenschutzgesetzes, die Revision des Erbrechts und die Anpassung
der Strafprozessordnung.

Im Bereich Strafrecht erlangte überdies der Fall «Carlos», sechs Jahre nach seinem
Bekanntwerden, wieder die volle Aufmerksamkeit der Medien. Im Herbst musste sich
«der wohl bekannteste junge Straftäter der Schweiz», wie ihn die NZZ betitelte, vor
dem Bezirksgericht Dielsdorf (ZH) für 29 im Justizvollzug begangene Straftaten
verantworten. Damit wurde, so der Tenor in der Presse, der Öffentlichkeit einmal mehr
vor Augen geführt, dass «Carlos» die Strafvollzugsbehörden überfordere. Das Urteil sah
für «Carlos» eine mehrjährige Freiheitsstrafe vor, die jedoch zugunsten einer
stationären therapeutischen Massnahme aufgeschoben werden sollte (sog. «kleine
Verwahrung»); alle fünf Jahre wird überprüft werden, ob die Therapie angeschlagen hat
oder ob eine Verlängerung der Massnahme nötig ist. Im Vorfeld sowie im Nachgang des
Verfahrens wurde der Skandal, den das Bekanntwerden von «Carlos» im Zürcher
Justizvollzugswesen ausgelöst hatte, noch einmal aufgerollt und die Mitschuld der
Medien an der nicht enden wollenden Misere diskutiert.

Das zentrale Thema im Bereich der Grundrechte war auch 2019 das Verhüllungsverbot.
Mit der Botschaft zum Bundesgesetz über das Gesichtsverhüllungsverbot unterbreitete
der Bundesrat dem Parlament im März seinen Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Ja
zum Verhüllungsverbot». Die eidgenössischen Räte schlossen sich für die im
kommenden Jahr anstehende Abstimmung den Empfehlungen des Bundesrates an und
plädierten für die Ablehnung der Initiative und die Annahme des Gegenvorschlags. 1

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Im Schnitt hatten bei den nationalen Parlamentswahlen im Herbst 2011 rund 1,3% der
Stimmenden oder 33'191 Personen ungültig gewählt. Auffallend waren dabei die
kantonalen Unterschiede: während der Anteil ungültig Stimmender im Kanton Schwyz
3,9% betrug, lag er im Kanton Zürich, wo die Falschstimmen allerdings anders gezählt
werden als im Rest der Schweiz, bei 0,1%. Stossend sind insbesondere die
unterschiedlichen kantonalen Regelungen für die nationalen Wahlen. Die
Bundesgesetzgebung, die fünf Ungültigkeitsgründe kennt (kein Name eines Kandidaten
des entsprechenden Wahlkreises, nicht amtliche Stimmzettel, anders als
handschriftlich ausgefüllte bzw. geänderte Stimmzettel, Stimmzettel mit
ehrverletzenden Äusserungen oder offensichtlichen Kennzeichnungen) wird von
zahlreichen Kantonsklauseln föderal sehr unterschiedlich ergänzt. Lediglich die Hälfte
der Stände folgte dem Aufruf des Bundes für eine Auswertung dieser Unterschiede. Der
Bericht des Bundesrates zu diesen Unterschieden wurde in der Folge unter Verschluss
gehalten. 2

BERICHT
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Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

Jahresrückblick 2023: Föderativer Aufbau

Autorinnen: Marlène Gerber und Catalina Schmid

Das Medieninteresse an Föderalismus und Territorialfragen war 2023 deutlich geringer
als noch während der Covid-19-Pandemie, wie Abbildung 2 der angehängten APS-
Zeitungsanalyse 2023 zeigt. Auch Diskussionen über den Stadt-Land-Graben wurden im
Unterschied zu 2021 kaum intensiv geführt. Aufmerksamkeit erhielt er vor allem im
Zusammenhang mit den eidgenössischen Wahlen und insbesondere im Kanton Zürich,
wo erneut Forderungen nach der Abspaltung der Stadt Zürich vom Kanton laut wurden.

Die Aufgabenteilung zwischen den unterschiedlichen föderalen Ebenen wurde
vorwiegend in der Asylpolitik virulent diskutiert. Wie bereits im Vorjahr war das
Asylwesen als Verbundaufgabe zwischen Bund, Kantonen, Gemeinden und Städten auch
im Jahr 2023 einer besonderen Belastungsprobe ausgesetzt. Die stark ansteigenden

BERICHT
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Asylgesuchszahlen sowie die Unterbringung von zahlreichen Kriegsflüchtlingen aus der
Ukraine führten teilweise zu Kapazitätsengpässen bei der Unterbringung und schufen
neue Herausforderungen für alle Beteiligten. Der im Juni erschienene Schlussbericht
zur Evaluation des Schutzstatus S empfahl denn auch, dass Bund und Kantone eine
konkretere Notfallplanung ausarbeiten und dass darin die Rolle aller beteiligten Akteure
bei Unterbringung und Erstversorgung geklärt wird. Auf Widerstand bei den Kantonen
stiess ausgerechnet der abschlägige Entscheid des Ständerats während der
Sommersession gegen den Bau von Containern auf dem Armeegelände für die
Erstunterbringung von Asylsuchenden. Daraufhin befürchteten die Kantone, dass der
Bund ihnen im Herbst erneut Personen mit laufendem Asylverfahren zustellen werde.
So weit kam es indes nicht: Im Unterschied zum gleichen Zeitpunkt im Vorjahr konnten
die Asylverfahren im Herbst 2023 in den Bundesasylzentren abgeschlossen werden. 

Übereinstimmung zwischen den Kantonen zeigte sich im Frühling anhand einer neuen
europapolitischen Standortbestimmung der KdK. Die Kantonsregierungen sprachen
dem Bundesrat für erneute Verhandlungen mit der EU einstimmig ihre Unterstützung zu
und äusserten sich zudem zu den einzelnen Streitpunkten bei den bilateralen
Verhandlungen der Schweiz und der EU. Die Presse zeigte sich verblüfft über die
subnationale Einigkeit, hatte sich doch eine Reihe von Kantonen in den vorherigen
Jahren noch gegen ein Rahmenabkommen unter diesen Bedingungen ausgesprochen. 

Im Herbst scheiterten bedeutende Projekte für innerkantonale Gemeindefusionen,
darunter nach fünfjährigen intensiven Vorarbeiten auch die Fusion der Stadt Bern mit
der Gemeinde Ostermundigen. Ende November lehnte die Ausserrhodener
Stimmbevölkerung eine Grossfusion von 20 auf 3 bis 5 Gemeinden ab, befürwortete
jedoch einen Eventualantrag, gemäss welchem eine zu erarbeitende gesetzliche
Grundlage einzelne Gemeindefusionen ermöglichen soll. 

Ein zentraler Meilenstein wurde hingegen in der Frage des Kantonswechsels von
Moutier vom Kanton Bern zum Kanton Jura erreicht: Die beiden Kantone einigten sich
im März nach zwei Jahren Verhandlungen im letzten verbliebenen Streitpunkt, den
interkantonalen Ausgleichszahlungen, und präsentierten im Mai schliesslich einen
Konkordats-Entwurf zum Kantonswechsel, der Ende November von den kantonalen
Regierungen unterzeichnet wurde und der 2024 den beiden Kantonsparlamenten zur
Ratifizierung vorgelegt werden soll. 3

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Börsen

Die 1988 vom EFD zum Studium des Börsenwesens eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Februar ihren Schlussbericht vor. Sie empfahl darin die Schaffung von zwei
Bundesgesetzen über den Effektenhandel bzw. über Finanzmarktdienstleistungen.
Bundesrat Stich beauftragte im Sommer eine Expertenkommission mit der
Ausarbeitung eines Entwurfs für ein Börsengesetz, welches diese im Dezember vorlegen
konnte. Der Entwurf ist als Rahmengesetz konzipiert, das der Selbstregulierung grossen
Stellenwert einräumt und die Rolle des Staates auf die Oberaufsicht beschränkt. Die
Kontrolle über das korrekte Verhalten der Effektenhändler soll analog zum
Bankengesetz eine Kommission ausüben. Die Regierungen der Kantone Baselstadt und
Zürich meldeten allerdings föderalistisch begründete Opposition gegen eine
bundesstaatliche Regelung dieses bisher den Kantonen überlassenen Bereichs an. 4

BERICHT
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Im August wurde die Elektronische Börse Schweiz (EBS) auch für den Handel mit
inländischen Papieren in Betrieb genommen. Der dezentrale Ringhandel "à la criée" in
Zürich, Basel und Genf wurde damit eingestellt. 5
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Öffentliche Finanzen

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Bei den kantonalen Rechnungen 1993 zeigten sich erste Erfolge der Sparprogramme. In
verschiedenen Ständen fielen die Rechnungen besser als budgetiert aus. Im Kanton
Zürich beispielsweise betrug das Defizit CHF 159 Mio. weniger als budgetiert und
erreichte mit CHF 218 Mio. weniger als die Hälfte des Aufwandüberschusses im Vorjahr.
In Appenzell-Ausserrhoden wurde gar ein Ertragsüberschuss von CHF 4.7 Mio. erzielt. 6

BERICHT
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Naturschutz

Der Bundesrat entschied sich für eine Teilnahme an der Durchführung des «Jahres für
Denkmalpflege und Heimatschutz», das der Europarat für 1975 proklamiert hatte; zur
Einleitung einer Aufklärungskampagne beherbergte Zürich im Sommer eine Konferenz,
die staatliche und private Delegierte aus fast allen Ländern Europas vereinigte. Dabei
wurde besonderes Gewicht auf eine Einordnung des Heimatschutzes in die moderne
Raum- und Siedlungsplanung gelegt. Als eines von rund 50 europäischen
Musterbeispielen soll in Mullen mit Bundesmitteln eine lebensfähige Altstadt restauriert
werden. 7

BERICHT
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Preisüberwacher Odilo Guntern nahm 1989 die Ärztehonorare unter die Lupe.
Seiner Ansicht nach bildet eine blosse Erhöhung des Indexes der Konsumentenpreise
noch kein taugliches Kriterium zur Bestimmung einer allfälligen Preisanpassung bei den
Arztkosten. Er folgte damit der Haltung des Bundesrates, der bereits 1982 die
Ärzteschaft in ihren – seiner Meinung nach ungerechtfertigten – Forderungen
zurückband. Dem Preisüberwacher wurden von acht Kantonen Tarifanpassungsanträge
vorgelegt. Bei Zürich, Solothurn, Neuenburg, Obwalden sowie Uri lehnte er die
Erhöhungen als nicht gerechtfertigt ab. Einzig Zürich folgte dieser Empfehlung nicht. 8
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Soziale Gruppen

Menschen mit Behinderungen

In Erfüllung vier gleichlautender Postulate erschien im September 2021 ein Bericht des
Bundesrates, der die Möglichkeiten der rechtlichen Anerkennung der Schweizer
Gebärdensprachen auswies und die Politik der Schweiz in diesem Bereich mit dem
internationalen Umfeld verglich. In seinem Bericht legte der Bundesrat dar, dass die
Mehrheit der europäischen Länder im Unterschied zur Schweiz mindestens eine
Gebärdensprache rechtlich anerkennt. In der Schweiz kennen ausschliesslich die
Kantone Zürich und Genf eine solche Anerkennung. Fünf Varianten einer möglichen
rechtlichen Anerkennung prüfte der Bundesrat im Rahmen seines Berichts: Eine
Anerkennung als Landessprache oder als (Teil-)Amtssprache, eine Anerkennung im
Rahmen der Europarats-Abkommen, im Rahmen der Sprachenfreiheit oder eine
Anerkennung als Fördersprache. 
Eine Anerkennung im Rahmen internationaler Abkommen hätte indes rein
deklaratorische Natur, solange keine zusätzlichen Rechtsansprüche definiert werden,
so der Bundesrat. Dieselbe Wirkung hätte eine Anerkennung der Gebärdensprache als
Landes- oder Teilamtssprache in der Verfassung, darüber hinaus bedürfte diese Art von
Anerkennung der Zustimmung der Mehrheit der Bevölkerung und der Kantone. Auch die
explizite Erwähnung in der Verfassung, dass die Sprachenfreiheit auch die
Gebärdensprache umfasse, müsste die gleichen politischen Hürden überwinden. Eine
Anerkennung als Fördersprache liesse sich gemäss bundesrätlichem Bericht als einzige
Variante ohne Revision der Bundesverfassung umsetzen. Der Bundesrat betonte
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jedoch, dass die rechtliche Anerkennung für ihn keine zwingende Voraussetzung sei, um
die soziale Teilhabe von Menschen mit Gehörbeeinträchtigung weiter zu verbessern. Er
habe das EDI beauftragt, den Dialog mit den verantwortlichen Stellen und
Organisationen zu intensivieren und Verbesserungsmöglichkeiten zu prüfen. 9

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Im Februar erteilte das Bundesamt für Umwelt (Bafu) die definitive Bewilligung zur
Aussaat von gentechnisch verändertem Weizen auf dem Gelände der
Forschungsanstalt Agroscope in Reckenholz (ZH). Das Bafu hatte die Versuche bereits
im September 2007 mit etlichen (Sicherheits-)Auflagen genehmigt. Die Forschenden
der ETH und der Universität Zürich wurden aber damals verpflichtet, noch weitere
Informationen zu den gentechnisch veränderten Pflanzen einzureichen. Im Anschluss
an die definitive Bewilligung des Bafu reichten zwölf gentechkritische Verbände –
darunter Greenpeace, Pro Natura, Bio Suisse, die Stiftung für Konsumentenschutz
sowie die Ärztinnen und Ärzte für Umweltschutz – beim Uvek eine Aufsichtsbeschwerde
ein. Sie forderten Bundesrat Leuenberger dazu auf, die Bewilligung für den
Freisetzungsversuch bis auf weiteres zu sistieren. 10
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